


speicher aufgenommen ist und auf Dauer in-
haltlich unverändert in lesbarer Form wieder-
gegeben werden kann.

(2) Die Landesregierungen werden ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung nähere Bestim-
mungen über die elektronische Führung des
Handelsregisters, die elektronische Anmel-
dung, die elektronische Einreichung von Do-
kumenten sowie deren Aufbewahrung zu
treffen, soweit nicht durch das Bundesminis-
terium der Justiz und für Verbraucherschutz
nach § 387 Abs. 2 des Gesetzes über das
Verfahren in Familiensachen und in den An-
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit entsprechende Vorschriften erlassen
werden. Dabei können sie auch Einzelheiten
der Datenübermittlung regeln sowie die Form
zu übermittelnder elektronischer Dokumente
festlegen, um die Eignung für die Bearbei-
tung durch das Gericht sicherzustellen. Die
Landesregierungen können die Ermächti-
gung durch Rechtsverordnung auf die Lan-
desjustizverwaltungen übertragen.

§8b Unternehmensregister
(1) Das Unternehmensregister wird vorbe-
haltlich einer Regelung nach § 9a Abs. 1 vom
Bundesministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz elektronisch geführt.

(2) Über die Internetseite des Unterneh-
mensregisters sind zugänglich:

1. Eintragungen im Handelsregister und
deren Bekanntmachung und zum Han-
delsregister eingereichte Dokumente;

2. Eintragungen im Genossenschaftsregis-
ter und deren Bekanntmachung und zum
Genossenschaftsregister eingereichte
Dokumente;

3. Eintragungen im Partnerschaftsregister
und deren Bekanntmachung und zum
Partnerschaftsregister eingereichte Do-
kumente;

4. Unterlagen der Rechnungslegung nach
den §§ 325 und 339 sowie Unterlagen
nach § 341w, soweit sie bekannt ge-
macht wurden;

5. gesellschaftsrechtliche Bekanntmachun-
gen im Bundesanzeiger;

6. im Aktionärsforum veröffentlichte Eintra-
gungen nach § 127a des Aktiengesetzes;

7. Veröffentlichungen von Unternehmen
nach demWertpapierhandelsgesetz oder
dem Vermögensanlagengesetz im Bun-
desanzeiger, von Bietern, Gesellschaften,
Vorständen und Aufsichtsräten nach dem
Wertpapiererwerbs- und Übernahmege-
setz im Bundesanzeiger sowie Veröffent-
lichungen nach der Börsenzulassungs-
Verordnung im Bundesanzeiger;

8. Bekanntmachungen und Veröffentli-
chungen von Kapitalverwaltungsgesell-
schaften und extern verwalteten Invest-
mentgesellschaften nach dem Kapitalan-
lagegesetzbuch, dem Investmentgesetz
und dem Investmentsteuergesetz im
Bundesanzeiger;

9. Veröffentlichungen und sonstige der Öf-
fentlichkeit zur Verfügung gestellte In-
formationen nach den §§ 5, 26 Absatz 1
und 2, § 40 Absatz 1, den §§ 41, 46 Ab-
satz 2, den §§ 50, 51 Absatz 2, § 114
Absatz 1 bis § 116 Absatz 2, den §§ 117,
118 Absatz 4 und § 127 des Wertpapier-
handelsgesetzes, sofern die Veröffentli-
chung nicht bereits über Nummer 4 oder
Nummer 7 in das Unternehmensregister
eingestellt wird;

10. Mitteilungen über kapitalmarktrechtliche
Veröffentlichungen an die Bundesanstalt
für Finanzdienstleistungsaufsicht, sofern
die Veröffentlichung selbst nicht bereits
über Nummer 7 oder Nummer 9 in das
Unternehmensregister eingestellt wird;

11. Bekanntmachungen der Insolvenzgerich-
te nach § 9 der Insolvenzordnung, aus-
genommen Verfahren nach dem Zehnten
Teil der Insolvenzordnung.

(3) Zur Einstellung in das Unternehmensre-
gister sind dem Unternehmensregister zu
übermitteln:
1. die Daten nach Absatz 2 Nr. 4 bis 8 und die

nach § 326 Absatz 2 von einer Kleinstka-
pitalgesellschaft hinterlegten Bilanzen
durch den Betreiber des Bundesanzeigers;

2. die Daten nach Absatz 2 Nr. 9 und 10 durch
den jeweils Veröffentlichungspflichtigen
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oder den von ihmmit der Veranlassung der
Veröffentlichung beauftragten Dritten.

Die Landesjustizverwaltungen übermitteln die
Daten nach Absatz 2 Nr. 1 bis 3 und 11 zum
Unternehmensregister, soweit die Übermitt-
lung für die Eröffnung eines Zugangs zu den
Originaldaten über die Internetseite des Un-
ternehmensregisters erforderlich ist. Die Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
überwacht die Übermittlung der Veröffentli-
chungen und der sonstigen der Öffentlichkeit
zur Verfügung gestellten Informationen nach
den §§ 5, 26 Absatz 1 und 2, § 40 Absatz 1,
den §§ 41, 46 Absatz 2, den §§ 50, 51 Ab-
satz 2, § 114 Absatz 1 bis § 116 Absatz 2, den
§§ 117, 118 Absatz 4 und § 127 des Wertpa-
pierhandelsgesetzes an das Unternehmensre-
gister zur Speicherung und kannAnordnungen
treffen, die zu ihrer Durchsetzung geeignet
und erforderlich sind. Die Bundesanstalt kann
die gebotene Übermittlung der in Satz 3 ge-
nannten Veröffentlichungen, der Öffentlich-
keit zur Verfügung gestellten Informationen
und Mitteilung auf Kosten des Pflichtigen vor-
nehmen, wenn die Übermittlungspflicht nicht,
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht in der
vorgeschriebenen Weise erfüllt wird. Für die
Überwachungstätigkeit der Bundesanstalt
gelten § 6 Absatz 3 Satz 1 und 3, Absatz 15
und 16, die §§ 13, 18 und 21 des Wertpapier-
handelsgesetzes entsprechend.

(4) Die Führung des Unternehmensregisters
schließt die Erteilung von Ausdrucken sowie
die Beglaubigung entsprechend § 9 Abs. 3
und 4 hinsichtlich der im Unternehmensre-
gister gespeicherten Unterlagen der Rech-
nungslegung im Sinn des Absatzes 2 Nr. 4 ein.
Gleiches gilt für die elektronische Übermitt-
lung von zum Handelsregister eingereichten
Schriftstücken nach § 9 Abs. 2, soweit sich
der Antrag auf Unterlagen der Rechnungsle-
gung im Sinn des Absatzes 2 Nr. 4 bezieht; § 9
Abs. 3 gilt entsprechend.

§9 Einsichtnahme in das Handelsregister
und das Unternehmensregister

(1) Die Einsichtnahme in das Handelsregister
sowie in die zum Handelsregister eingereich-
ten Dokumente ist jedem zu Informations-

zwecken gestattet. Die Landesjustizverwal-
tungen bestimmen das elektronische Infor-
mations- und Kommunikationssystem, über
das die Daten aus den Handelsregistern ab-
rufbar sind, und sind für die Abwicklung des
elektronischen Abrufverfahrens zuständig.
Die Landesregierung kann die Zuständigkeit
durch Rechtsverordnung abweichend regeln;
sie kann diese Ermächtigung durch Rechts-
verordnung auf die Landesjustizverwaltung
übertragen. Die Länder können ein länder-
übergreifendes, zentrales elektronisches In-
formations- und Kommunikationssystem be-
stimmen. Sie können auch eine Übertragung
der Abwicklungsaufgaben auf die zuständige
Stelle eines anderen Landes sowie mit dem
Betreiber des Unternehmensregisters eine
Übertragung der Abwicklungsaufgaben auf
das Unternehmensregister vereinbaren.
(2) Sind Dokumente nur in Papierform vor-
handen, kann die elektronische Übermittlung
nur für solche Schriftstücke verlangt werden,
die weniger als zehn Jahre vor dem Zeitpunkt
der Antragstellung zum Handelsregister ein-
gereicht wurden.
(3) Die Übereinstimmung der übermittelten
Daten mit dem Inhalt des Handelsregisters
und den zum Handelsregister eingereichten
Dokumenten wird auf Antrag durch das Ge-
richt beglaubigt. Dafür ist eine qualifizierte
elektronische Signatur zu verwenden.
(4) Von den Eintragungen und den einge-
reichten Dokumenten kann ein Ausdruck
verlangt werden. Von den zum Handelsregis-
ter eingereichten Schriftstücken, die nur in
Papierform vorliegen, kann eine Abschrift
gefordert werden. Die Abschrift ist von der
Geschäftsstelle zu beglaubigen und der Aus-
druck als amtlicher Ausdruck zu fertigen,
wenn nicht auf die Beglaubigung verzichtet
wird.
(5) Das Gericht hat auf Verlangen eine Be-
scheinigung darüber zu erteilen, dass bezüg-
lich des Gegenstandes einer Eintragung wei-
tere Eintragungen nicht vorhanden sind oder
dass eine bestimmte Eintragung nicht erfolgt
ist.
(6) Für die Einsichtnahme in das Unterneh-
mensregister gilt Absatz 1 Satz 1 entspre-
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chend. Anträge nach den Absätzen 2 bis 5
können auch über das Unternehmensregister
an das Gericht vermittelt werden. Die Ein-
sichtnahme in die Bilanz einer Kleinstkapi-
talgesellschaft (§ 267a), die von dem Recht
nach § 326 Absatz 2 Gebrauch gemacht hat,
erfolgt nur auf Antrag durch Übermittlung
einer Kopie.

§9a Übertragung der Führung des
Unternehmensregisters;
Verordnungsermächtigung

(1) Das Bundesministerium der Justiz und für
Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates einer juristischen Person des Privat-
rechts die Aufgaben nach § 8b Abs. 1 zu
übertragen. Der Beliehene erlangt die Stel-
lung einer Justizbehörde des Bundes. Zur Er-
stellung von Beglaubigungen führt der Belie-
hene ein Dienstsiegel; nähere Einzelheiten
hierzu können in der Rechtsverordnung nach
Satz 1 geregelt werden. Die Dauer der Belei-
hung ist zu befristen; sie soll fünf Jahre nicht
unterschreiten; Kündigungsrechte aus wich-
tigem Grund sind vorzusehen. Eine juristische
Person des Privatrechts darf nur beliehen
werden, wenn sie grundlegende Erfahrungen
mit der Veröffentlichung von kapitalmarkt-
rechtlichen Informationen und gerichtlichen
Mitteilungen, insbesondere Handelsregister-
daten, hat und ihr eine ausreichende techni-
sche und finanzielle Ausstattung zur Verfü-
gung steht, die die Gewähr für den langfris-
tigen und sicheren Betrieb des Unterneh-
mensregisters bietet.

(2) Das Bundesministerium der Justiz und für
Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates Einzelheiten der Datenübermittlung
zwischen den Behörden der Länder und dem
Unternehmensregister einschließlich Vorga-
ben über Datenformate zu regeln. Abwei-
chungen von den Verfahrensregelungen
durch Landesrecht sind ausgeschlossen.

(3) Das Bundesministerium der Justiz und für
Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates die technischen Einzelheiten zu

Aufbau und Führung des Unternehmensre-
gisters, Einzelheiten der Datenübermittlung
einschließlich Vorgaben über Datenformate,
die nicht unter Absatz 2 fallen, Löschungs-
fristen für die im Unternehmensregister ge-
speicherten Daten, Überwachungsrechte der
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht gegenüber dem Unternehmensregister
hinsichtlich der Übermittlung, Einstellung,
Verwaltung, Verarbeitung und des Abrufs
kapitalmarktrechtlicher Daten einschließlich
der Zusammenarbeit mit amtlich bestellten
Speicherungssystemen anderer Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union oder anderer
Vertragsstaaten des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum im Rahmen
des Aufbaus eines europaweiten Netzwerks
zwischen den Speicherungssystemen, die Zu-
lässigkeit sowie Art und Umfang von Aus-
kunftsdienstleistungen mit den im Unterneh-
mensregister gespeicherten Daten, die über
die mit der Führung des Unternehmensregis-
ters verbundenen Aufgaben nach diesem
Gesetz hinausgehen, zu regeln. Soweit Rege-
lungen getroffen werden, die kapitalmarkt-
rechtliche Daten berühren, ist die Rechtsver-
ordnung nach Satz 1 im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium der Finanzen zu er-
lassen. Die Rechtsverordnung nach Satz 1 hat
dem schutzwürdigen Interesse der Unterneh-
men am Ausschluss einer zweckändernden
Verwendung der im Register gespeicherten
Daten angemessen Rechnung zu tragen.

§9b Europäisches System der Register-
vernetzung; Verordnungs-
ermächtigung

(1) Die Eintragungen im Handelsregister und
die zum Handelsregister eingereichten Doku-
mente sowie die Unterlagen der Rechnungs-
legung nach § 325 sind, soweit sie Kapitalge-
sellschaften betreffen oder Zweigniederlas-
sungen von Kapitalgesellschaften, die dem
Recht eines anderen Mitgliedstaates der Eu-
ropäischen Union oder eines anderen Ver-
tragsstaates des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum unterliegen, auch
über das Europäische Justizportal zugänglich.
Hierzu übermitteln die Landesjustizverwal-
tungen die Daten des Handelsregisters und
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der Betreiber des Unternehmensregisters
übermittelt die Daten der Rechnungslegungs-
unterlagen jeweils an die zentrale Europä-
ische Plattform nach Artikel 4a Absatz 1 der
Richtlinie 2009/101/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 16. September
2009 zur Koordinierung der Schutzbestim-
mungen, die in den Mitgliedstaaten den Ge-
sellschaften im Sinne des Artikels 54 Absatz 2
des Vertrags im Interesse der Gesellschafter
sowie Dritter vorgeschrieben sind, um diese
Bestimmungen gleichwertig zu gestalten
(ABl. L 258 vom 1. 10. 2009, S. 11), die zuletzt
durch die Richtlinie 2013/24/EU (ABl. L 158
vom 10. 6. 2013, S. 365) geändert worden ist,
soweit die Übermittlung für die Eröffnung ei-
nes Zugangs zu den Originaldaten über den
Suchdienst auf der Internetseite des Europä-
ischen Justizportals erforderlich ist.

(2) Das Registergericht, bei dem das Regis-
terblatt einer Kapitalgesellschaft oder Zweig-
niederlassung einer Kapitalgesellschaft im
Sinne des Absatzes 1 Satz 1 geführt wird,
nimmt am Informationsaustausch zwischen
den Registern über die zentrale Europäische
Plattform teil. Den Kapitalgesellschaften und
Zweigniederlassungen von Kapitalgesell-
schaften im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 ist zu
diesem Zweck eine einheitliche europäische
Kennung zuzuordnen. Das Registergericht
übermittelt nach Maßgabe der folgenden
Absätze an die zentrale Europäische Platt-
form die Information über

1. die Eintragung der Eröffnung, Einstellung
oder Aufhebung eines Insolvenzverfah-
rens über das Vermögen der Gesellschaft,

2. die Eintragung der Auflösung der Gesell-
schaft und die Eintragung über den
Schluss der Liquidation oder Abwicklung
oder über die Fortsetzung der Gesell-
schaft,

3. die Löschung der Gesellschaft sowie

4. das Wirksamwerden einer Verschmelzung
nach § 122a des Umwandlungsgesetzes.

(3) Die Landesjustizverwaltungen bestimmen
das elektronische Informations- und Kommu-
nikationssystem, über das die Daten aus dem
Handelsregister zugänglich gemacht (Ab-

satz 1) und im Rahmen des Informationsaus-
tauschs zwischen den Registern übermittelt
und empfangen werden (Absatz 2), und sie
sind, vorbehaltlich der Zuständigkeit des Be-
treibers des Unternehmensregisters nach Ab-
satz 1 Satz 2, für die Abwicklung des Daten-
verkehrs nach den Absätzen 1 und 2 zustän-
dig. § 9 Absatz 1 Satz 3 bis 5 gilt entspre-
chend.
(4) Das Bundesministerium der Justiz und für
Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates die erforderlichen Bestimmungen zu
treffen über
1. Struktur, Zuordnung und Verwendung der

einheitlichen europäischen Kennung,
2. den Umfang der Mitteilungspflicht im

Rahmen des Informationsaustauschs zwi-
schen den Registern und die Liste der da-
bei zu übermittelnden Daten,

3. die Einzelheiten des elektronischen Da-
tenverkehrs nach den Absätzen 1 und 2
einschließlich Vorgaben über Datenforma-
te und Zahlungsmodalitäten sowie

4. den Zeitpunkt der erstmaligen Datenüber-
mittlung.

§10 Bekanntmachung der Eintragungen
Das Gericht macht die Eintragungen in das
Handelsregister in dem von der Landesjustiz-
verwaltung bestimmten elektronischen Infor-
mations- und Kommunikationssystem in der
zeitlichen Folge ihrer Eintragung nach Tagen
geordnet bekannt; § 9 Abs. 1 Satz 4 und 5 gilt
entsprechend. Soweit nicht ein Gesetz etwas
anderes vorschreibt, werden die Eintragun-
gen ihrem ganzen Inhalt nach veröffentlicht.

§10a Anwendung der Verordnung (EU)
2016/679

(1) Das Auskunftsrecht nach Artikel 15 Ab-
satz 1 und das Recht auf Erhalt einer Kopie
nach Artikel 15 Absatz 3 der Verordnung (EU)
2016/679 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz na-
türlicher Personen bei der Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr
und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG
(Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119
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vom 4. 5. 2016, S. 1; L 314 vom 22. 11. 2016,
S. 72) wird dadurch erfüllt, dass die betroffene
Person Einsicht in das Handelsregister und in
die zum Handelsregister eingereichten Doku-
mente sowie in das für die Bekanntmachungen
der Eintragungen bestimmte elektronische In-
formations- und Kommunikationssystem neh-
men kann. Eine Information der betroffenen
Person über konkrete Empfänger, gegenüber
denen die im Register, in Bekanntmachungen
der Eintragungen oder in zum Register einzu-
reichenden Dokumenten enthaltenen perso-
nenbezogenen Daten offengelegt werden, er-
folgt nicht.

(2) Hinsichtlich der im Handelsregister, in Be-
kanntmachungen der Eintragungen oder in
zum Handelsregister einzureichenden Doku-
menten enthaltenen personenbezogenen Da-
ten kann das Recht auf Berichtigung nach
Artikel 16 der Verordnung (EU) 2016/679 nur
unter den Voraussetzungen ausgeübt wer-
den, die in den §§ 393 bis 395 und §§ 397
bis 399 des Gesetzes über das Verfahren in
Familiensachen und in den Angelegenheiten
der Freiwilligen Gerichtsbarkeit sowie der
Rechtsverordnung nach § 387 Absatz 2 des
Gesetzes über das Verfahren in Familiensa-
chen und in den Angelegenheiten der Frei-
willigen Gerichtsbarkeit für eine Löschung
oder Berichtigung vorgesehen sind.

(3) Das Widerspruchsrecht gemäß Artikel 21
der Verordnung (EU) 2016/679 findet in Be-
zug auf die im Handelsregister, in Bekannt-
machungen der Eintragungen oder in zum
Handelsregister einzureichenden Dokumen-
ten enthaltenen personenbezogenen Daten
keine Anwendung.

§11 Offenlegung in der Amtssprache
eines Mitgliedstaats der
Europäischen Union

(1) Die zum Handelsregister einzureichenden
Dokumente sowie der Inhalt einer Eintragung
können zusätzlich in jeder Amtssprache eines
Mitgliedstaats der Europäischen Union über-
mittelt werden. Auf die Übersetzungen ist in
geeigneter Weise hinzuweisen. § 9 ist ent-
sprechend anwendbar.

(2) Im Fall der Abweichung der Originalfas-
sung von einer eingereichten Übersetzung
kann letztere einem Dritten nicht entgegen-
gehalten werden; dieser kann sich jedoch auf
die eingereichte Übersetzung berufen, es sei
denn, der Eingetragene weist nach, dass dem
Dritten die Originalfassung bekannt war.

§12 Anmeldungen zur Eintragung und
Einreichungen

(1) Anmeldungen zur Eintragung in das Han-
delsregister sind elektronisch in öffentlich
beglaubigter Form einzureichen. Die gleiche
Form ist für eine Vollmacht zur Anmeldung
erforderlich. Anstelle der Vollmacht kann die
Bescheinigung eines Notars nach § 21 Ab-
satz 3 der Bundesnotarordnung eingereicht
werden. Rechtsnachfolger eines Beteiligten
haben die Rechtsnachfolge soweit tunlich
durch öffentliche Urkunden nachzuweisen.

(2) Dokumente sind elektronisch einzurei-
chen. Ist eine Urschrift oder eine einfache
Abschrift einzureichen oder ist für das Doku-
ment die Schriftform bestimmt, genügt die
Übermittlung einer elektronischen Aufzeich-
nung; ist ein notariell beurkundetes Doku-
ment oder eine öffentlich beglaubigte Ab-
schrift einzureichen, so ist ein mit einem ein-
fachen elektronischen Zeugnis (§ 39a des
Beurkundungsgesetzes) versehenes Doku-
ment zu übermitteln.

§13 Zweigniederlassungen von
Unternehmen mit Sitz im Inland

(1) Die Errichtung einer Zweigniederlassung
ist von einem Einzelkaufmann oder einer ju-
ristischen Person beim Gericht der Hauptnie-
derlassung, von einer Handelsgesellschaft
beim Gericht des Sitzes der Gesellschaft, un-
ter Angabe des Ortes und der inländischen
Geschäftsanschrift der Zweigniederlassung
und des Zusatzes, falls der Firma der Zweig-
niederlassung ein solcher beigefügt wird, zur
Eintragung anzumelden. In gleicher Weise
sind spätere Änderungen der die Zweignie-
derlassung betreffenden einzutragenden Tat-
sachen anzumelden.

(2) Das zuständige Gericht trägt die Zweig-
niederlassung auf dem Registerblatt der
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